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FACHRUNDSCHREIBEN
Nr.: 03/2009 


vom:
17.02.2009

1.
Verfahrensrecht:


Erlass eines Änderungsbescheids während des Einspruchsverfahrens
2.
Entfernungspauschale ab 2007:


Mustereinspruchstexte zu Unfallkosten und Kosten für öffentliche

Verkehrsmittel

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu den beiden oben genannten Themen informieren wir Sie wie folgt:

1. Verfahrensrecht:

Erlass eines Änderungsbescheids während des Einspruchsverfahrens

Zu diesem Sachverhalt sind Zweifelsfragen aufgetreten, die wir mit den folgenden Ausführungen beantworten.

1.1 Rechtslage
Wird der angefochtene Verwaltungsakt während des Einspruchsverfahrens geändert oder ersetzt, so wird der neue Verwaltungsakt nach § 365 Abs. 3 Satz 1 AO zum Gegenstand des Einspruchsverfahrens. Diese Rechtsfolge tritt ein, wenn mit dem neuen Verwaltungsakt (Änderungsbescheid) dem Einspruch nur teilweise und nicht in vollem Umfang abgeholfen wird (Teilabhilfe-Bescheid).
Maßgebend für diese Beurteilung ist der objektive Vergleich zwischen dem bzw. den Einspruchsbegehren und dem Inhalt des Abhilfebescheids.

In diesem Fall ist ein Einspruch gegen den Änderungsbescheid nicht erforderlich. Der Einspruch ist sogar unzulässig. Diese rechtliche Problematik tritt derzeit vor allem bei Einkommensteuer-Änderungsbescheiden auf, die die Finanzämter zur Umsetzung des Entfernungspauschale-Urteils des BVerfG vom 9.12.2008 erlassen, wenn gegen den ursprünglichen ESt-Bescheid Einspruch eingelegt worden war und mehrere Einspruchsbegehren geltend gemacht wurden.
1.2 Beispiel

Gegen den ESt-Bescheid 2007 vom 20.08.2008 des Mitglieds A.M. legte die Beratungsstelle K Einspruch mit folgenden Einspruchsbegehren ein:
a) Abzug der Entfernungspauschale für die ersten 20 Kilometer des Weges zwischen Wohnung und Arbeitsstätte als Werbungskosten

b) Abzug von Erhaltungsaufwendungen in Höhe von 1.800 EUR als Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung

c) Abzug der Rentenversicherungs-Beiträge als vorweggenommene Werbungskosten bei den sonstigen Einkünften.

Das Finanzamt erlässt am 02.02.2009 einen Änderungsbescheid und berücksichtigt darin die Entfernungspauschale für die ersten 20 Kilometer als Werbungskosten bei den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit. Was ist zu veranlassen?

Der Änderungsbescheid vom 02.02.2009 wird Gegenstand des laufenden Einspruchsverfahrens (§ 365 Abs. 3 Satz 1 AO), da das Finanzamt mit diesem Bescheid dem Einspruch nur teilweise abhilft. Ein Einspruch gegen diesen Änderungsbescheid ist unzulässig.

Wurde gegen den ursprünglichen ESt-Bescheid nicht wegen der Entfernungspauschale sondern wegen anderer Gründe Einspruch eingelegt und erlässt das Finanzamt nunmehr einen Änderungsbescheid nach § 165 Abs. 2 AO aufgrund des Vorläufigkeitsvermerks zur Entfernungspauschale und berücksichtigt die Entfernungspauschale für die ersten 20 Entfernungskilometer, so wird dieser Änderungsbescheid ebenfalls zum Gegenstand des Einspruchsverfahrens.
1.3 Bescheiderläuterungen / Rechtsbehelfsbelehrung

Der Änderungsbescheid wird unabhängig davon zum Gegenstand des Einspruchsverfahrens, ob das Finanzamt in den Erläuterungen zum Änderungsbescheid darauf hinweist, dass das Einspruchsverfahren noch nicht abgeschlossen ist bzw. der Änderungsbescheid zum Gegenstand des Einspruchsverfahrens wird. Derartige Erläuterungen haben nur klarstellende Wirkung. In der Rechtsbehelfsbelehrung der ESt-Bescheide ist aber regelmäßig der Hinweis enthalten, dass im Fall eines Einspruchs der neue Verwaltungsakt Gegenstand des Rechtsbehelfsverfahrens wird.

1.4 Praxishinweis

Gegen einen Änderungsbescheid ist ein Einspruch jedoch dann notwendig und auch zulässig (BFH-Urteil vom 18.04.2007 – XI R 47/05, BStBl. II 2007, 736), wenn mit diesem Bescheid dem Einspruch in vollem Umfang stattgegeben wird (Vollabhilfebescheid) und ein neues Einspruchsbegehren geltend zu machen ist.
1.5 Rechtslage nach Erlass einer Teil-Einspruchsentscheidung

In den Fällen, in denen das Finanzamt in der Vergangenheit das Einspruchsverfahren durch Teil-Einspruchsentscheidung teilweise abgeschlossen hatte (Teil-Bestandskraft) und das Einspruchsverfahren insoweit ruhte (für das Einspruchsbegehren hinsichtlich der Entfernungspauschale kein Eintritt der Bestandskraft), stellt sich die – weitgehend ungeklärte – Rechtslage derzeit wie folgt dar:

Der Änderungsbescheid, in dem das Finanzamt die Entfernungspauschale für die ersten 20 Entfernungskilometer berücksichtigt, stellt u. E. einen Vollabhilfebescheid dar, wenn außer der Entfernungspauschale kein weiteres Einspruchsbegehren beantragt worden ist, über das noch nicht entschieden ist. Demnach wäre ein Einspruch gegen diesen Vollabhilfebescheid im Rahmen des (Rest-) Einspruchsverfahrens zulässig. Es ist jedoch völlig ungeklärt, ob und inwieweit (Anfechtungsumfang) in diesem Fall ein Einspruch gegen den Änderungsbescheid zulässig ist.

Wir gehen gegenwärtig davon aus, dass sich ein Einspruch gegen den Änderungsbescheid nur auf die Entfernungspauschale beziehen kann (z.B. zu geringe Anzahl von Tagen berücksichtigt).

2. Entfernungspauschale ab 2007:

Mustereinspruchstexte zu Unfallkosten und Kosten für öffentliche Verkehrsmittel

Mit dem Fachrundschreiben Nr. 30 / 2008 informierten wir Sie unter Ziffer 4. und 5. zur Rechtslage für den Abzug von Unfallkosten und der Kosten für öffentliche Verkehrsmittel (Vergleichsrechnung) nach dem Urteil des BVerfG vom 9.12.2008 – 2 BvL 1/07, usw. 

Bei den Klimatagungen des BDL mit den Vertretern der Finanzverwaltung vertraten diese die Rechtsauffassung, die Frage des Abzugs der Unfallkosten und der Vergleichsrechnung sei nach derzeitiger Beurteilung nicht vom neuen Vorläufigkeitsvermerk umfasst. Bis zu einer anderweitigen Beurteilung durch die Finanzverwaltung sind daher bis zur gesetzlichen Neuregelung der Entfernungspauschale aus unserer Sicht Einsprüche erforderlich, um die ESt-Bescheide ab VZ 2007 offen zu halten. Für diese Einsprüche sind als Anlage Mustertexte beigefügt.
Mit freundlichen Grüßen
Erich Nöll
Geschäftsführer
Anlagen:
1) Unfallkosten


2) Vergleichsrechnung öffentliche Verkehrsmittel
Bundesverband der Lohnsteuerhilfevereine e.V.









